
Vereinssatzung	Azubilhilfe	Netzwerk		

 

§	1	Name,	Sitz	des	Vereins	und	Geschäftsjahr	 

Der	Verein	führt	den	Namen	„Azubihilfe	Netzwerk”.	Er	soll	in	das	Vereinsregister	
eingetragen	werden,	nach	der	Eintragung	führt	er	den	Zusatz	„e.V.”.	Der	Verein	hat	seinen	
Sitz	in	Hamburg.	 

Das	erste	Geschäftsjahr	beginnt	an	dem	Tag	der	Eintragung	und	endet	am	darauffolgenden	
31.12.	Danach	ist	das	Geschäftsjahr	das	Kalenderjahr.		

 

§	2	Zweck	und	Gemeinnützigkeit	des	Vereins	 

Zweck	des	Vereins	ist	die	Förderung	der	Volks-	und	Berufsbildung.	 

Der	Verein	verfolgt	ausschließlich	und	unmittelbar	gemeinnützige	Zwecke	im	Sinne	des	
Abschnitts	„steuerbegünstigte	Zwecke“	der	Abgabenordung.	 

Der	Satzungszweck	wird	insbesondere	verwirklicht,	indem:	 

a) Bundesweite	Workshops	und	Öffentlichkeitsarbeit,	beispielsweise	zur	
Sichtbarmachung	von	Missständen	und	Diskriminierung,	durchgeführt	werden.	
Dabei	ist	Hauptziel	Auszubildenden	die	eigenen	Rechte	nahezubringen,	Unrecht	
und	Diskriminierung	sichtbar	zu	machen	und	Azubis	bei	der	eigenen	
Selbstermächtigung	zu	unterstützen;	 

b) dieZusammenarbeitmitBerufsschulen,HandwerkskammernundInnungengesuchtw
ird,	um	Auszubildende	über	Rechte	aufzuklären	und	den	Austausch	von	und	mit	
Auszubildenden	zu	fördern.	Hier	ist	vor	allem	Ziel,	die	Belange	von	
Auszubildenden	sichtbar	zu	machen,	ins	Gespräch	zu	gehen	und	gemeinsam	zu	
erarbeiten	wie	Auszubildende	beispielsweise	in	Gremien	integriert	werden,	
Ausbildungsbetriebe	evaluiert	werden	können	und	strukturelle	Diskriminierung	
sanktioniert	werden	kann;	 

c) Orte	zur	Vernetzung	und	Stärkung	von	Auszubildenden,	wie	der	Gründung	und	
Sichtbarmachung	regionaler	Stammtische	und	digitaler	Räume,	unterstützt	
werden.	Diese	Orte	sollen	sowohl	digital	als	auch	analog	entstehen,	um	
Auszubildende	bundesweit	zu	erreichen	und	sollen	dabei	unterstützen,	
Selbstermächtigung	zu	üben	und	sich	mit	Betroffenen	zu	solidarisieren.	 

Ziel	des	Vereins	ist	es,	prekäre	Arbeits-	und	Ausbildungsverhältnisse	im	Handwerk	sichtbar	
zu	machen	und	sich	für	strukturelle	Verbesserung	der	Ausbildungsverhältnisse	einzusetzen.	
Der	Verein	setzt	sich	zudem	für	die	Prävention	und	Sanktionierung	von	Diskriminierung	
marginalisierter	Menschen	im	Handwerk	ein,	insbesondere	aufgrund	von	Geschlecht,	
Sexualität,	Behinderung,	Alter	und	Ethnizität.	 



Mit	„Auszubildende“	und/oder	„Azubis“	sind	alle	Menschen	gemeint,	die	arbeiten	und	
angelernt	werden,	sich	in	Ausbildung	befinden	oder	eine	Ausbildung	oder	einen	
Ausbildungsabschluss	anstreben.	Menschen,	die	Probetage	und	Praktika	absolvieren	oder	
beispielsweise	als	Lernende	oder	„Helfende“	angestellt	sind	(mit	dem	Ziel	eine	fachliche	
Anerkennung	zu	erreichen),	verstehen	wir	ebenfalls	als	„Auszubildende“	und	„Azubis“	
beziehungsweise	als	Personen	in	diesem	Sinne.		

	

§	3	Mittelverwendung	 

Der	Verein	ist	selbstlos	tätig,	er	verfolgt	in	erster	Linie	nicht	eigenwirtschaftliche	Zwecke.	
Mittel	des	Vereins	dürfen	nur	für	die	satzungsmäßigen	Zwecke	verwendet	werden.	Die	
Mitglieder	erhalten	keine	Gewinnanteile	und	in	ihrer	Eigenschaft	als	Mitglieder	auch	keine	
sonstigen	Zuwendungen	aus	Mitteln	des	Vereins.	Es	darf	keine	Person	durch	Ausgaben,	die	
dem	Zweck	des	Vereins	fremd	sind,	oder	durch	unverhältnismäßig	hohe	Vergütungen,	
begünstigt	werden.	Auslagenersatz	darf	in	steuerlich	zulässigem	Umfang	an	Mitglieder	
gezahlt	werden,	soweit	der	Vorstand	dies	vorher	beschlossen	hat.	Ein	Vereinsmitglied	kann	
auch	im	Rahmen	eines	Arbeitsvertrages	für	den	Verein	tätig	werden,	wenn	seine	
Arbeitsleistung	über	das	Maß	eines	ehrenamtlich	tätigen	Mitglieds	hinausgeht.	 

	

§	4	Erwerb	der	Mitgliedschaft	 

Mitglied	des	Vereins	kann	jede	natürliche	Person	werden,	die	die	Ziele	des	Vereins	
unterstützt,	die	freiheitlich	demokratische	Grundordnung	anerkennt	und	kein	Mitglied	einer	
Partei,	eines	Vereins	oder	einer	sonstigen	Gruppierung	ist,	deren	Ausrichtung	nicht	mit	dem	
Zweck	des	Vereins	in	Einklang	zu	bringen	ist.	Mitglied	des	Vereins	kann	nur	werden,	wer	
direkt	oder	indirekt	lohnabhängig	ist,	also	arbeitend,	soloselbständig	tätig,	erwerbslos,	in	
Rente	oder	sich	in	Ausbildung	befindet	 

Ausgeschlossen	sind	demnach	Arbeitgebende,	sowie	Personen	die	sich	in	leitenden	
Positionen	befinden,	also	Personalentscheidungen	treffen,	befähigt	sind	Abmahnungen	
auszustellen,	über	Gehalt	entscheiden	und	ähnliches.	 

Die	Aufnahme	in	den	Verein	ist	schriftlich	beim	Vorstand	zu	beantragen.	Der	Antrag	soll	den	
Namen,	das	Alter,	den	Beruf	und	die	Anschrift	der	antragstellenden	Person	enthalten.	Der	
Vorstand	entscheidet	über	den	Aufnahmeantrag	nach	eigenem	Ermessen.	Die	Ablehnung	
eines	Aufnahmeantrags	ist	zu	begründen.	Der	betroffenen	Person	steht	Berufung	an	die	
Mitgliederversammlung	zu,	die	dann	endgültig	über	den	Antrag	entscheidet.	Über	dieses	
zustehende	Recht	wird	in	der	Ablehnung	unterrichtet.	 

Zudem	besteht	die	Möglichkeit	einer	Fördermitgliedschaft,	auch	für	Betriebe,	Firmen	und	
arbeitgebende	Personen.	Fördermitglieder	haben	auf	der	Mitgliederversammlung	
Rederecht,	aber	kein	Antragsrecht,	kein	Stimmrecht	und	keinerlei	Wahlrecht.	
Fördermitglieder	haben	das	Recht	Vorschläge	zu	unterbreiten	und	Informationen	über	die	
Tätigkeit	des	Vereins	und	die	Verwendung	der	Förderbeiträge	zu	erhalten.	Außerdem	sind	



Fördermitglieder	von	dem	regulären	Mitgliedsbeitrag	befreit,	da	sie	einen	individuellen	
Förderbeitrag	leisten.		

 

§	5	Beendigung	der	Mitgliedschaft	 

Die	Mitgliedschaft	im	Verein	endet	durch	Tod,	Austritt	oder	Ausschluss	des	Mitglieds.	Der	
freiwillige	Austritt	erfolgt	schriftlich	gegenüber	einem	vertretungsberechtigten	
Vorstandsmitglied,	erreichbar	über	die	auf	der	Internetseite	angegebene	Mail	Adresse,	
dieser	ist	nur	zum	Schluss	eines	Kalenderjahres	unter	Einhaltung	einer	Kündigungsfrist	von	
zwei	Monaten	zulässig.	Die	Kündigung	muss	demnach	spätestens	zum	31.10	eines	Jahres	
erfolgen,	andernfalls	ist	das	Vereinsmitglied	noch	im	Folgejahr	Teil	des	Vereins	und	zu	
Beiträgen	verpflichtet.	 

Der	Ausschluss	eines	Mitglieds	kann,	wenn	es	gegen	die	Vereinsinteressen	gröblich	
verstoßen	hat	oder	extremistische	Äußerungen	tätigt,	durch	einstimmigen	Beschluss	des	
Vorstands	erwirkt	werden.	Das	Tragen	und	Zeigen	extremistischer	Zeichen	und	Symbole	
steht	dem	gleich.	Der	Vorstand	kann	bis	zum	rechtskräftigen	Abschluss	des	Verfahrens,	dem	
Ausschluss	des	Mitglieds	aus	dem	Verein	durch	Beschluss	bei	Mitgliederversammlung,	das	
Ruhen	der	Mitgliedschaft	anordnen.	Ein	Mitglied	kann	außerdem	durch	Beschluss	der	
Mitgliederversammlung	ausgeschlossen	werden,	wenn	ein	wichtiger	Grund	vorliegt.	 

Ein	wichtiger	Grund	liegt	insbesondere	bei	einem	die	Vereinsziele	schädigenden	Verhalten	
oder	bei	Verletzung	satzungsmäßiger	Pflichten	vor.	In	beiden	Fällen	ist	dem	Mitglied	
Gelegenheit	zu	geben,	in	der	Mitgliederversammlung	zu	den	Gründen	des	Ausschlusses	
Stellung	zu	nehmen.	Zum	Ausschluss	eines	Mitglieds	wird	eine	Mehrheit	von	zwei	Dritteln	
der	abgegebenen	Stimmen	der	anwesenden	Mitglieder	benötigt.	 

	

§	6	Mitgliedsbeiträge	 

Die	Mitglieder	zahlen	Mitgliedsbeiträge,	über	deren	Höhe	entscheiden	die	Vereinsmitglieder	
in	der	Mitgliederversammlung.	Der	Mitgliedsbeitrag	ist	zu	Vereinseintritt	und	ab	dann	je	
zum	Anfang	eines	Kalenderjahres	zu	begleichen,	um	Planungssicherheit	für	die	Verwendung	
der	Gelder	zu	gewährleisten.	 

	

§	7	Organe	des	Vereins	 

Organe	des	Vereins	sind	der	Vorstand,	das	bundesweit	agierende	Organisationsteam	und	die	
Mitgliederversammlung.	 

	

	



§	8	Vorstand	 

Der	Vorstand	besteht	aus	mindestens	drei,	maximal	fünf	Vorstandsmitgliedern,	die	alle	
gleichwertig	stimmberechtigt	sind.	Der	Vorstand	kann	über	die	Verantwortungsverteilung	
von	Position	und	internen	Wechsel,	wie	die	der	Schatzmeister*in	oder	der	Schriftführer*in	
frei	entscheiden.	Der	Verein	wird	gerichtlich	und	außergerichtlich	durch	ein	Mitglied	des	
Vorstands	allein	vertreten.	Die	Amtsinhabenden	müssen	Vereinsmitglieder	und	mindestens	
zwei	Dritteln	des	Organisationsteams	bekannt	sein.	 

Vorstandsmitglieder	werden	für	ein	Jahr,	beginnend	mit	dem	Tag	der	Wahl,	gewählt.	Sie	
bleiben	jedoch	bis	zur	Neuwahl	des	Vorstands	im	Amt.	Bei	Beendigung	der	Mitgliedschaft	im	
Verein	endet	auch	das	Amt	als	Vorstandsmitglied.	In	diesem	Fall	kann	ein	Vereinsmitglied	
vom	Vorstand	 

als	Übergangsvorstandsmitglied,	bis	zur	nächsten	Mitgliederversammlung,	einberufen	
werden.	Gleiches	gilt	auch	bei	der	Niederlegung	der	Tätigkeit	als	Vorstandsmitglied.	 

Im	Außenverhältnis	sind	die	Vorstandsmitglieder	jeweils	unbeschränkt	
einzelvertretungsberechtigt.	Im	Innenverhältnis	des	Vorstands	gilt	folgendes:	 

Bei	Rechtsgeschäften	über	einen	Betrag	von	500	Euro	bedarf	es	der	Absprache	durch	
mindestens	zwei	Vorstandsmitglieder.	Bis	zu	dieser	Grenze	sind	Vorstandsmitglieder	
einzelvertretungsberechtigt.	Bei	Rechtsgeschäften	über	einen	Betrag	von	2.000	Euro	muss	
eine	einstimmige	Abstimmung	des	vertretungsberechtigten	Vorstandes	vorliegen.	
Grundstücksgeschäfte	sowie	Darlehensgeschäfte	bedürfen	der	Zustimmung	der	
Mitgliederversammlung.	 

	

§	9	Aufgaben	des	Vorstandes	 

Der	Vorstand	ist	für	die	Angelegenheiten	des	Vereins	zuständig,	soweit	sie	nicht	durch	die	
Satzung	einem	anderen	Vereinsorgan	zugewiesen	sind.	Er	hat	vor	allem	folgende	Aufgaben:	 

a) die	Einberufung	und	Vorbereitung	der	Mitgliederversammlungen	einschließlich	der	
Aufstellung	der	Tagesordnung;	

b) die	Ausführung	von	Beschlüssen	der	Mitgliederversammlung;		
c) die	Verwaltung	des	Vereinsvermögens	und	die	Anfertigung	des	Jahresberichts;	 
d) die	Aufnahmen	neuer	Mitglieder;	 
e) regelmäßige	Teilnahme	an	Plena	des	bundesweiten	Organisationteams	

(durchschnittlich	im	Jahr	der	Amtstätigkeit	mindestens	einmal	in	zwei	Monaten.	Das	
Organisationsteam	kann	aus	wichtigen	Gründen	darauf	verzichten,	jedoch	ist	das	
Organisationsteam	in	jedem	Falle	über	unregelmäßige	Teilnahme	zu	informieren).	 

Dem	Vorstand	des	Vereins	obliegt	die	Vertretung	des	Vereins	nach	§	26	BGB	und	die	
Führung	seiner	Geschäfte.	Er	tritt	nach	Bedarf	zusammen.	Der	Vorstand	fasst	seine	
Beschlüsse	im	Allgemeinen	in	Vorstandssitzungen,	die	von	einer	der	Vorsitzenden	in	
Textform	oder	fernmündlich	einberufen	werden.	In	jedem	Fall	ist	eine	Einberufungsfrist	von	
einer	Woche	einzuhalten.	Einer	Mitteilung	der	Tagesordnung	bedarf	es	nicht.	Der	Vorstand	



ist	beschlussfähig,	wenn	mindestens	die	Hälfte,	bei	nur	drei	Vorstandsmitgliedern	
mindestens	zwei	der	Vorstandsmitglieder	anwesend	sind.	Bei	der	Beschlussfassung	
entscheidet	die	Mehrheit	der	abgegebenen	gültigen	Stimmen.	Bei	Stimmengleichheit	
entscheidet	die	Stimme	des	Leiters	der	Vorstandssitzung.	Die	Vorstandssitzung	leitet	die	
Person,	die	die	Sitzung	einberufen	hat.	Die	Beschlüsse	des	Vorstands	sind	zu	Beweiszwecken	
schriftlich	festzuhalten,	von	der	sitzungsleitenden	Person	zu	unterschreiben	und	von	allen	
Vorstandsmitgliedern	einsehbar	aufzubewahren.	Die	Niederschrift	soll	Ort	und	Zeit	der	
Vorstandssitzung,	die	Namen	der	Teilnehmenden,	die	gefassten	Beschlüsse	und	das	
Abstimmungsergebnis	enthalten.	 

Ein	Vorstandsbeschluss	kann	in	Textform	gefasst	werden,	wenn	alle	Vorstandsmitglieder	ihre	
Zustimmung	zu	der	zu	beschließenden	Regelung	erklären.	 

	

§	10	Aufgaben	der	Mitgliederversammlung	

	
Die	Mitgliederversammlung	ist	zuständig	für	die	Entscheidungen	in	folgenden	
Angelegenheiten:	 

a) Änderung	der	Satzung;	 
b) Die	Festsetzung	der	Höhe	der	Mitgliedsbeiträge;	 
c) die	Wahl	und	Ernennung	der	Vorstandsmitglieder,	sowie	den	Ausschluss	von	

Mitgliedern	aus	dem	Verein;	 
d) die	endgültige	Entscheidung	über	die	vom	Vorstand	abgelehnten	

Mitgliedschaftsanträge	 
e) die	Entgegennahme	des	Jahresberichts	und	die	Entlastung	des	Vorstands;	 
f) die	Auflösung	des	Vereins.	 

In	Angelegenheiten,	die	in	den	Zuständigkeitsbereich	des	Vorstands	fallen,	kann	die	
Mitgliederversammlung	Empfehlungen	an	den	Vorstand	beschließen.	Der	Vorstand	kann	
seinerseits	in	Angelegenheiten	seines	Zuständigkeitsbereichs	die	Meinung	der	
Mitgliederversammlung	einholen.	 

	

§	11	Mitgliederversammlung	 

Mindestens	einmal	im	Jahr,	möglichst	im	ersten	Quartal,	ist	vom	Vorstand	eine	ordentliche	
Mitgliederversammlung	einzuberufen.	Diese	kann	sowohl	online,	als	auch	in	Präsenz	oder	in	
einem	hybriden	System	aus	Präsenz	und	online	stattfinden.	Diese	Entscheidung	obliegt	dem	
Vorstand.	Im	Jahr	der	Vereinsgründung	gilt	die	Gründungsversammlung	als	
Mitgliederversammlung.	 

Unter	Bekanntgabe	der	Tagesordnung	sowie	der	zur	Wahl	stehenden	Vereinsmitglieder	des	
neuen	Vorstands	werden	die	Vereinsmitglieder	mindestens	vier	Wochen	vorher	
benachrichtigt.	Eine	Einladung	gilt	dem	Mitglied	als	zugegangen,	wenn	sie	fristgemäß	an	die	



letzte	vom	Mitglied	dem	Verein	in	Textform	bekanntgegebene	Adresse	(Postanschrift,	
Faxanschluss	oder	E-Mail-	Adresse)	gerichtet	wurde.	 

Die	Tagesordnung	setzt	der	Vorstand	fest.	Die	Vereinsmitglieder	haben	die	Möglichkeit,	bis	
zu	zwei	Wochen	vor	der	Versammlung	einen	Antrag	zu	stellen	und	weitere	Themen	auf	die	
Tagesordnung	zu	setzen.	Die	versammlungsleitende	Person	hat	zu	Beginn	der	
Mitgliederversammlung	auf	die	Anträge	hinzuweisen	und	über	die	Aufnahme	in	die	
Tagesordnung	abstimmen	zu	lassen.	Über	Anträge	zur	Ergänzung	der	Tagesordnung,	die	erst	
in	der	Mitgliederversammlung	gestellt	werden,	beschließt	die	Mitgliederversammlung.	Zur	
Annahme	des	Antrags	ist	eine	Dreiviertelmehrheit	der	abgegebenen	gültigen	Stimmen	
erforderlich.	 

Die	Mitgliederversammlung	wird	von	den	Vorstandsmitgliedern	vorbereitet	und	geleitet,	
sollte	kein	Vorstandsmitglied	anwesend	sein,	übernimmt	diese	Aufgabe	das	bundesweite	
Organisationsteam,	sollte	auch	hier	keine	Person	anwesend	sein,	wird	eine	
versammlungsleitende	Person	gewählt.	 

Die	Mitgliederversammlung	beschließt	in	offener	Abstimmung	mit	einfacher	Mehrheit	der	
Stimmen	der	anwesenden	Mitglieder.	Die	Mitgliederversammlungen	sind	nicht	öffentlich.	 

Die	Mitgliederversammlung	ist	beschlussfähig,	wenn	mindestens	ein	Drittel	der	
Vereinsmitglieder	anwesend	ist.	Bei	Beschlussunfähigkeit	ist	der	Vorstand	verpflichtet,	
innerhalb	von	vier	Wochen	eine	zweite	Mitgliederversammlung	mit	der	gleichen	
Tagesordnung	einzuberufen.	Für	den	Ersatztermin	müssen	die	Vereinsmitglieder	mindestens	
zwei	Wochen	vorher	eingeladen	werden.	Diese	Mitgliederversammlung	ist	ohne	Rücksicht	
auf	die	Zahl	der	erschienenen	Mitglieder	beschlussfähig.	Hierauf	ist	in	der	Einladung	
hinzuweisen.	 

Jedes	Vereinsmitglied	hat	eine	Stimme,	ob	in	Präsenz	oder	online	zugeschaltet.	Die	
Übertragung	des	Stimmrechts	ist	nicht	zulässig.	Stimmenthaltungen	gelten	als	nicht	
abgegebene	Stimmen.	Über	den	Ablauf	der	Mitgliederversammlung	und	die	gefassten	
Beschlüsse	ist	ein	Protokoll	zu	fertigen,	das	vom	Protokollführenden	und	von	einem	
Vorstandsmitglied	oder	der	veranstaltungsleitenden	Person	zu	unterschreiben	ist.	 

Die	Wahl	eines	Vorstands	erfolgt	nach	folgendem	Prinzip:	 

Die	Vereinsmitglieder,	die	zum	Vorstand	gewählt	werden	wollen,	stellen	sich	vor.	Sollten	sich	
mindestens	drei,	maximal	fünf	Personen	zur	Wahl	stellen,	werden	sie	durch	die	einfache	
Abstimmung	(Zustimmung	durch	mindestens	die	Hälfte	der	anwesenden	Vereinsmitglieder)	
ins	Amt	berufen.	 

Sollten	sich	mehr	Vereinsmitglieder	zum	Vorstand	aufstellen	lassen,	muss	eine	schriftliche	
oder	digitale	Abstimmung	vorbereitet	werden,	bei	der	jedes	Vereinsmitglied	bis	zu	fünf	
Stimmen	hat,	um	den	Vorstand	zu	wählen.	Hierbei	können	nicht	mehrere	Stimmen	an	
eine*n	Kandidat*in	verteilt	werden,	dies	gilt	als	ungültige	Stimme.	Bei	Stimmengleichheit	
erfolgt	eine	Stichwahl	der	stimmgleichen	Kandidat*innen,	bei	der	jedes	Vereinsmitglied	eine	
Stimme	hat.	 

	



§	12	Einberufung	einer	außerordentlichen	Mitgliederversammlung	 

Der	Vorstand	kann	jederzeit	eine	außerordentliche	Mitgliederversammlung	einberufen.	
Diese	muss	einberufen	werden,	wenn	das	Interesse	des	Vereins	es	erfordert	oder	wenn	die	
Einberufung	von	einem	Zehntel	aller	Mitglieder	schriftlich	unter	Angabe	des	Zwecks	und	der	
Gründe	vom	Vorstand	verlangt	wird.	Zur	Einberufung	einer	außerordentlichen	
Mitgliederversammlung	gilt	die	Frist	von	einer	Woche.	Die	Frist	beginnt	mit	dem	auf	die	
Absendung	des	Einladungsschreibens	folgenden	Tag.	Das	Einladungsschreiben	gilt	dem	
Mitglied	als	zugegangen,	wenn	eine	E-Mail	an	das	Vereinsmitglied	versendet	wurde.	Eine	
außerordentliche	Mitgliederversammlung	ist	ohne	Rücksicht	auf	die	Zahl	der	erschienenen	
Mitglieder	beschlussfähig.	Hierauf	ist	in	der	Einladung	hinzuweisen.	 

	

§13	Organisationsteam	 

Die	inhaltliche	Arbeit	des	Vereins	wird	von	dem	Organisationsteam	geleitet.	Das	
Organisationsteam	ist	als	eine	Art	Beirat	zu	verstehen,	das	sich	aus	aktiven,	überregional	 

agierenden	Mitgliedern	des	Vereins	zusammensetzt.	Teil	des	bundesweiten	
Organisationsteams	wird,	wer	sich	einbringen	möchte,	sich	bei	einem	offenen	Plenum	
vorgestellt	hat	und	von	mindestens	zwei	Dritteln	des	bisherigen	Organisationsteams	
kennengelernt	und	bestätigt	wurde.	Die	Gründungsmitglieder	des	Vereins	gelten	als	
Organisationsteam.	Das	Organisationsteam	ist	nicht	an	eine	Mindestmitgliedszahl	gebunden,	
jedoch	kann	die	inhaltliche	Arbeit	des	Vereins	nur	durch	die	aktive	Teilnahme	mehrerer	
Menschen	gewährleistet	werden.	 

Das	Organisationsteam	hat	vor	allem	folgende	Aufgaben:	 

a) Entlastung,	Beratung	und	Unterstützung	des	Vorstands;	 
b) Ausrichtung	regelmäßiger	Plena,	die	durchschnittlich	mindestens	alle	vier	

Wochen,	mit	Ausnahme	der	Sommerpause,	stattfinden;	 
c) Ausrichtung	regelmäßiger	offener	Plena,	mindestens	zwei	im	Kalenderjahr	(dies	

gilt	nicht	für	das	Jahr	der	Vereinsgründung),	zu	denen	Vereinsmitglieder	und	
Interessierte	über	die	Website	informiert	werden.	Die	offenen	Plena	dienen	dazu,	
die	Arbeit	und	die	aktuellen	Schwerpunkte	des	Organisationsteams	
kennenzulernen	und	sich	über	das	eigene	aktive	Einbringen	zu	informieren;	 

d) Kontakt	und	Unterstützung	zur	Vernetzung	themenübergreifender	sowie	
regionalagierender	Arbeitsgruppen	und	Einzelpersonen	herzustellen.	 

Die	im	Organisationsteam	agierenden	Mitglieder	sind	dazu	aufgefordert,	mindestens	alle	
zwei	Monate	an	einem	Plenum	teilzunehmen.	Das	restliche	Organisationsteam	kann	aus	
wichtigen	Gründen	darauf	verzichten,	jedoch	ist	das	Organisationsteam	in	jedem	Falle	über	
unregelmäßige	Teilnahme	zu	informieren.	 

	

	




